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und des Umweltverträglichkeitsprüfungs-
gesetzes (UVPG) vor. Im BauGB betrifft 
dies §§ 1 und 204.

In § 1 BauGB (Aufgabe, Begriff und 
Grundsätze der Bauleitplanung) soll in 
Absatz 5 Satz 2 aufgenommen werden, 
dass die Bauleitpläne auch dazu beitra-
gen sollen, die Wärme- und Energiever-
sorgung von Gebäuden treibhausgasneu-
tral zu gestalten. Bei der Aufstellung der 
Bauleitpläne sind die Belange des Um-
weltschutzes zu berücksichtigen, dies soll 
zukünftig auch die Darstellungen in Wär-
meplänen und die Entscheidungen über 
die Ausweisung als Gebiet zum Neu- oder 
Ausbau von Wärmenetzen oder als Was-
serstoffnetzausbaugebiet gemäß § 26 des 
Wärmeplanungsgesetzes umfassen.

§ 204 BauGB bestimmt in Absatz 1 
Satz 1, dass benachbarte Gemeinden ei-
nen gemeinsamen Flächennutzungsplan 
aufstellen sollen, wenn ihre städtebauli-
che Entwicklung wesentlich durch ge-
meinsame Voraussetzungen und Bedürf-
nisse bestimmt wird oder ein gemeinsa-
mer Flächennutzungsplan einen gerech-
ten Ausgleich der verschiedenen Belange 
ermöglicht. Hier soll Satz 2 nun wie folgt 
angepasst werden: „Ein gemeinsamer 
Flächennutzungsplan soll insbesondere 
aufgestellt werden, wenn die Ziele der 
Raumordnung, die Umsetzung eines 
oder mehrerer Wärmepläne sowie Ein-
richtungen und Anlagen des öffentlichen 
Verkehrs, sonstige Erschließungsanlagen 
oder Gemeinbedarfs- oder sonstige Fol-
geeinrichtungen eine gemeinsame Pla-
nung erfordern.“

Im Umweltverträglichkeitsprüfungs-
gesetz wird die Anlage 5 um eine neue 
Nummer 2.14 erweitert. Eine strategi-
sche Umweltprüfung bei Rahmensetzung 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 2 UVPG wird damit 
auch für Entscheidungen über die Aus-
weisung als Gebiet zum Neu- oder Aus-
bau von Wärmenetzen oder als Wasser-
stoffnetzausbaugebiet nach § 26 des 
Wärmeplanungsgesetzes eingeführt.

Anke Schumacher
Informationsdienst für Natur- 

und Umweltschutz Tübingen

Referentenentwurf  
zur Anpassung der 
17. BImSchV an  
EU-Recht vorgelegt
Das Bundesumweltministerium (BMUV) 
hat einen Referentenentwurf zur Ände-
rung der „Verordnung über die Ver-
brennung und die Mitverbrennung von 
Abfällen“ (17. BImSchV) sowie zur Än-
derung der Chemikalien-Verbotsver-
ordnung vorgelegt. Die geplanten Än-
derungen dienen vor allem der Anpas-
sung an EU-Vorgaben. So sollen in der 
17. BImSchV insbesondere die luftseiti-
gen Vorgaben an Abfallverbrennungs-
anlagen aus den Durchführungsbe-
schlüssen (EU) 2019/2010 und (EU) 
2017/2117 in nationales Recht umge-
setzt werden. Zugleich soll die Anpas-
sung dazu beitragen, die Emissionen 
bestimmter Luftschadstoffe sowie die 
anthropogenen Freisetzungen von 
Quecksilber in die Luft, das Wasser und 
den Boden zu reduzieren.

BVT-Schlussfolgerungen sind Durch-
führungsbeschlüsse nach Artikel 13 
Absatz 5 der IE-Richtlinie, die inner-
halb von vier Jahren nach ihrer Veröf-
fentlichung umzusetzen sind. Das Bun-
des-Immissionsschutzgesetz sieht hier-
zu in § 7 Absatz 1a Satz 2 BImSchG vor, 
dass im Hinblick auf bestehende Anla-
gen 
∎ innerhalb eines Jahres nach Veröf-

fentlichung von BVT-Schlussfolgerun-
gen zur Haupttätigkeit eine Überprü-
fung und gegebenenfalls Anpassung 
der Rechtsverordnung vorgenommen 
wird und

∎ innerhalb von vier Jahren nach Veröf-
fentlichung von BVT-Schlussfolgerun-
gen zur Haupttätigkeit sicherzustel-
len ist, dass die betreffenden Anlagen 
die Emissionsgrenzwerte der Rechts-
verordnung einhalten.

Mit den im Referentenentwurf (17. 
BImSchV-E) vorgelegten Änderungen 
soll die 17. BImSchV an die Anforde-
rungen aus folgenden EU-Durchfüh-
rungsbeschlüsse angepasst werden:
∎ Durchführungsbeschluss (EU) 2019/ 

2010 der Kommission vom 12. No-
vember 2019 über Schlussfolgerungen 
zu den besten verfügbaren Techniken 
(BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/
EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die Abfallver-
brennung (ABl. L 312 vom 3. Dezem-
ber 2019, S. 55);

∎ Durchführungsbeschluss (EU) 2017/ 
2117 der Kommission vom 21. No-
vember 2017 über Schlussfolgerungen 
zu den besten verfügbaren Techniken 
(BVT) gemäß der Richtlinie 2010/75/
EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates in Bezug auf die die Herstel-
lung von organischen Grundchemikali-
en (ABl. L 323 vom 7. Dezember 2017, 
S. 1), soweit hiervon Anlagen zur Ver-
brennung oder zur Mitverbrennung 
von Abfällen betroffen sind.

Zur Umsetzung dieser Vorgaben sind 
Änderungen in zahlreichen Paragrafen 
sowie die Einfügung der neuen Anla-
gen 2a, 6 und 7 erforderlich. Es ist da-
her geplant, die Anpassung der 17. 
BImSchV in Form einer Novellierung 
vorzunehmen. Die nachfolgenden Aus-
führungen geben einen Überblick über 
die geplanten Änderungen und Neure-
gelungen.

Begriffsbestimmungen
Zur Anpassung der 17. BImSchV an die 
europäischen Vorgaben aus dem Durch-
führungsbeschluss (EU) 2019/2010 
werden in § 2 (Begriffsbestimmungen) 
die folgenden drei Definitionen neu auf-
genommen:
∎ „Erhebliche Anlagenänderung“: we-

sentliche Veränderung im Aufbau 
oder in der Technologie einer Anlage 
mit erheblichen Anpassungen oder 
Erneuerungen des Verfahrens oder 
der Minderungstechniken und der 
dazugehörigen Anlagenteile.

∎ „Kesselwirkungsgrad“: das Verhältnis 
zwischen der am Kesselausgang er-
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zeugten Energie, insbesondere Dampf 
oder Heißwasser, und der Energiezu-
fuhr des Abfalls und der Hilfsbrenn-
stoffe zum Feuerraum (als untere 
Heizwerte).

∎ „Nennkapazität“: Summe der vom 
Hersteller angegebenen und vom Be-
treiber bestätigten Verbrennungska-
pazitäten aller Öfen einer Abfallver-
brennungs- oder Abfallmitverbren-
nungsanlage, wobei der Heizwert des 
Abfalls, ausgedrückt in der pro Stunde 
verbrannten Abfallmenge, zu berück-
sichtigen ist. Die bisher nicht erfolgte 
Aufnahme dieser Begriffsbestimmung 
ist Gegenstand eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens der Europäischen 
Kommission in Bezug auf die Umset-
zung der-Richtlinie 2010/75/EU (In-
dustrieemissionsrichtlinie, IE-Richtli-
nie).

Aufgrund der Aufnahme der Vorgaben 
aus dem Durchführungsbeschluss 
2019/2010 soll zudem der Begriff der 
„neuen Anlage“ definiert und an das Da-
tum der Veröffentlichung dieses Durch-
führungsbeschlusses im EU-Amtsblatt 
geknüpft werden. Eine „neue Anlage“ 
im Sinne der 17.BImSchV ist demnach 
„eine Anlage, die nach dem 3. Dezember 
2019 genehmigt wird und entweder 
„vollständig neu errichtet wird oder ei-
ne bestehende Anlage vollständig er-
setzt“.

Abfallanlieferung
Der Durchführungsbeschluss (EU)  
2019/2010 enthält in der BVT 11 Vor-
gaben in Bezug auf die Überwachung 
bei der Anlieferung von Abfällen. Hier-
zu zählt u.a. auch, dass angelieferte Ab-
fälle mit Ausnahme von Klärschlamm 
einer „Radioaktivitätserkennung“ zu 
unterziehen sind. Es ist daher erforder-
lich, eine entsprechende Ergänzung in § 
3 der 17. BImSchV, welcher die Anfor-
derungen an die Anlieferung, die An-
nahme und die Zwischenlagerung der 
Einsatzstoffe regelt, aufzunehmen. Ge-
mäß Absatz 1 hat der Betreiber einer 
Abfallverbrennungs- oder -mitverbren-
nungsanlage bereits bislang alle erfor-
derlichen Vorsichtsmaßnahmen hin-

sichtlich der Anlieferung und Annahme 
der Abfälle zu ergreifen, um die Ver-
schmutzung der Luft, des Bodens, des 
Oberflächenwassers und des Grund-
wassers, andere Belastungen der Um-
welt, Geruchs- und Lärmbelästigungen 
sowie direkte Gefahren für die mensch-
liche Gesundheit zu vermeiden oder, so 
weit wie möglich zu begrenzen. Dies 
wird nun um den Aspekt des Schutzes 
und der Vorsorge vor schädlichen Um-
welteinwirkungen durch Emissionen 
von radioaktiven Stoffen ergänzt. Zur 
Überwachung der Abfallanlieferungen 
auf radioaktive Inhaltsstoffe muss der 
Betreiber einer Abfallverbrennungsan-
lage eine Radioaktivitätserkennung ins-
tallieren, es sei denn es wird ausschließ-
lich Klärschlamm verbrannt oder es 
handelt sich um Abfallverbrennungsan-
lagen, in denen wiederkehrend anfal-
lende Abfälle bekannter Zusammenset-
zung und aus bekannter Herkunft ver-
brannt werden.

In Bezug auf die Annahme gefährli-
cher Abfälle werden die Regelungen des 
§ 3 Absatz 3 an die BVT 11 angepasst. So 
ist stets eine Entnahme von repräsentati-
ven Proben und Kontrolle der entnom-
menen Proben erforderlich (bislang ist 
eine Probenahme nicht erforderlich, 
wenn dies mit einem unverhältnismäßi-
gen Aufwand verbunden ist). Um Vorfäl-
len oder Unfällen während der Nutzung 
der Betriebseinrichtung oder der Lage-
rung der Abfälle vorzubeugen, soll zu-
dem folgende Sätze bezüglich der Vermi-
schung von gefährlichen Abfällen ange-
fügt werden:
∎ „Die Verträglichkeit von flüssigen oder 

gasförmigen gefährlichen Abfällen ist 
vor dem Mischen oder Vermengen mit 
anderen Abfällen und mit Wasser zu 
überprüfen. Die Verträglichkeit ist 
durch Prüfmaßnahmen und Tests si-
cherzustellen, um unerwünschte oder 
potenziell gefährliche chemische Re-
aktionen zwischen Abfällen (insbe-
sondere Polymerisation, Gasentwick-
lung, exotherme Reaktion, Zerset-
zung) beim Mischen oder Vermengen 
festzustellen. 

∎  Die Verträglichkeitsprüfungen sind ri-
sikobasiert durchzuführen. Dabei sind 

beispielsweise die gefährlichen Eigen-
schaften des Abfalls, die vom Abfall 
ausgehenden Risiken in Bezug auf 
Prozesssicherheit, Arbeitssicherheit 
und Umweltauswirkungen, Umgang 
im Brandfall sowie die Informationen 
des/der früheren Abfallbesitzer(s) zu 
berücksichtigen.“

Beschaffenheit der Anlagen
§ 4 der 17. BImSchV regelt Näheres zur 
Errichtung und Beschaffenheit von Ab-
fallverbrennungs- und mitverbrennungs-
anlagen. Durch eine Erweiterung des Ab-
satzes 1 sollen folgende Vorgaben aus 
BVT-Schlussfolgerungen in deutsches 
Recht umgesetzt werden:
∎ BVT 17 des Durchführungsbeschlus-

ses (EU) 2019/2010: Zur Reduzie-
rung der Emissionen in Luft und gege-
benenfalls in Gewässer aus der Ver-
brennungsanlage ist sicherzustellen, 
dass das Abgasreinigungssystem und 
die Abwasserbehandlungsanlage aus-
reichend ausgelegt (z.B. unter Berück-
sichtigung der maximalen Durchfluss-
menge und Schadstoffkonzentratio-
nen), innerhalb ihres Auslegungsbe-
reichs betrieben und so gewartet 
werden, dass eine optimale Verfüg-
barkeit gewährleistet ist.

∎ BVT 1 der Durchführungsbeschlüsse 
(EU) 2019/2010, 2013/163/EU und 
(EU) 2021/2326: BVT Zur Verbesse-
rung der allgemeinen Umweltleistung 
ist ein Umweltmanagementsystem 
einzuführen und anzuwenden, wel-
ches die in der BVT 1 festgelegten 
Merkmale aufweisen muss. Die neu 
vorgesehene Anlage 6, 17. BImSchV-E, 
listet dabei auf, welche Anforderun-
gen im Einzelnen bei Abfallverbren-
nungs- und -mitverbrennungsanlagen 
durch das Umweltmanagementsys-
tem zu erfüllen sind. 

∎ BVT 16 des Durchführungsbeschlus-
ses (EU) 2019/2010: Zur Verbesse-
rung der gesamten Umweltleistung 
der Verbrennungsanlage und zur Re-
duzierung der Emissionen in die Luft 
ist der Aufbau und die Implementie-
rung von Betriebsverfahren (z.B. Or-
ganisation einer kontinuierlichen Lie-
ferkette anstelle einer chargenweisen 
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Bearbeitung) vorzunehmen, um ein 
häufiges An- und Abfahren möglichst 
zu beschränken. Mit § 4 Absatz 1, 17. 
BImSchG-E, soll daher das An- und 
Abfahren von Anlagen auf das tech-
nisch notwendige Mindestmaß be-
grenzt werden.

Betriebsbedingungen
Die BVT 7 des Durchführungsbeschlus-
ses (EU) 2019/2010 bestimmt, dass der 
Gehalt an unverbrannten Stoffen in 
Schlacken und Rostaschen aus der Ver-
brennungsanlage mindestens viertel-
jährlich und in Übereinstimmung mit 
EN-Normen zu überwachen ist. Diese 
Vorgabe wird nun in 17. BImSchV-E, § 5 
Absatz 1 aufgenommen. Zugleich wird 
insgesamt klargestellt, dass die Rege-
lungen des § 5 über die Betriebsbedin-
gungen auch der Umsetzung der BVT 
15 dient („zur Verbesserung der gesam-
ten Umweltleistung und zur Reduzie-
rung der Emissionen in die Luft durch 
Aufbau und Implementierung von Ver-
fahren zur Anpassung der Anlagenein-
stellungen durch Prozessteuerungssys-
teme oder Feuerleistungsregelungen, 
sofern erforderlich und durchführbar, 
basierend auf der Charakterisierung 
und Kontrolle der Abfälle)“.

Emissionsgrenzwerte
Die in § 8 der 17. BImSchV festgelegten 
Emissionsgrenzwerte im Tagesmittel 
müssen an die Anforderungen des 
Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/ 
2010 angepasst werden. In der Regel ist 
dabei vorgesehen, jeweils das obere En-
de der mit BVT assoziierten Emissions-
bandbreite als Emissionsgrenzwert zu 
übernehmen. Die neuen Festsetzungen 
berücksichtigen auch die Anforderung 
der BVT 61 des Durchführungsbeschlus-
ses (EU) 2021/2326 über Schlussfolge-
rungen zu den BVT für Großfeuerungs-
anlagen. Damit sollen folgende Emissi-
onsgrenzwerte (Tagesmittel) Gültigkeit 
erlangen:
∎ gasförmige anorganische Chlorver-

bindungen, angegeben als Chlorwas-
serstoff: 6 mg/m³ gemäß BVT 27 (bis-
her 10 mg/m³),

∎ gasförmige anorganische Fluorver-

bindungen, angegeben als Fluorwas-
serstoff: 0,9 mg/m³ gemäß BVT 27 
(bisher 1 mg/m³),

∎ Schwefeldioxid und Schwefeltrioxid, 
angegeben als Schwefeldioxid: 30 
mg/m³ gemäß BVT 27 (bisher 50 mg/
m³),

∎ Stickstoffmonoxid und Stickstoffdi-
oxid, angegeben als Stickstoffdioxid: 
120 mg/m³ gemäß BVT 29 (bisher 
150 mg/m³),

∎ Quecksilber und seine Verbindungen, 
angegeben als Quecksilber: 0,01 mg/
m³ gemäß BVT 31 (bisher 0,03 mg/
m³).

∎ Für Ammoniak liegt der Grenzwert 
nun allgemein bei 10 mg/m³; die bis-
herige Einschränkung, wonach der 
Emissionsgrenzwert nur bei Verfah-
ren zur selektiven katalytischen oder 
nichtkatalytischen Reduktion anzu-
wenden war, entfällt. 

Aufgrund der deutlichen Herabsetzung 
der im Tagesmittel einzuhaltenden 
Emissionsgrenzwerte für anorganische 
Chlorverbindungen sowie für Quecksil-
ber und seine Verbindungen ist auch ei-
ne entsprechende Reduzierung der zu-
lässigen Halbstundenmittelwerte erfor-
derlich. Für gasförmige anorganische 
Chlorverbindungen liegt der Grenz-
wert, angegeben als Chlorwasserstoff, 
zukünftig bei 40 mg/m³ (bisher 60 mg/
m³), für Quecksilber und seine Verbin-
dungen, angegeben als Quecksilber, 
wird der Grenzwert von 0,05 mg/m³ 
auf 0,035 mg/m³ abgesenkt. In Anglei-
chung an die 13. BImSchV wird in § 10 
zudem ein Emissionsgrenzwert im Jah-
resmittel für Quecksilber von 0,005 
mg/m³ festgelegt.

§ 8 Absatz 2, 17. BImSchV-E, legt fest, 
welche Tagesmittelwerte bestehende An-
lagen aufgrund der BVT 27 und 29 einzu-
halten haben. Auch hier übernimmt der 
Normgeber wieder jeweils das obere En-
de der mit den BVT assoziierten Emissi-
onsbandbreite. Festgelegt werden:
∎ für gasförmige anorganische Chlor-

verbindungen: 8 mg/m³, angegeben 
als Chlorwasserstoff,

∎ für Schwefeldioxid und Schwefeltri-
oxid: 40 mg/m³, angegeben als 
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Durchführungsbeschlusses (EU) 2019/ 
2010 – zukünftig entsprechende Rege-
lungen hierzu enthalten und Messun-
gen zur Bestimmung der Emissionen 
von polybromierten Dibenzodioxinen 
und -furanen nach der ebenfalls neuen 
Anlage 2a (Äquivalenzfaktoren) wie-
derkehrend halbjährlich an mindestens 
drei Tagen vorschreiben. Überschreitet 
der Maximalwert dieser periodischen 
Messungen mit einem Vertrauensni-
veau von 50 Prozent nach der Richtlinie 
VDI 2448 Blatt 2, Ausgabe Juli 1997, ei-
nen dazu festgelegten Emissionsgrenz-
wert nicht, muss der Betreiber die Wie-
derholungsmessungen lediglich jähr-
lich durchführen lassen.

Betriebszustände außerhalb des 
Normalbetriebs
Die BVT 5 des Durchführungsbeschlus-
ses (EU) 2019/2010 verlangt, dass die 
gefassten Emissionen in die Luft bei 
Betriebszuständen außerhalb des Nor-
malbetriebs angemessen überwacht 
werden müssen. 
Mit dem neuen § 20a sollen deshalb 
folgende Vorgaben für eine „besondere 
Überwachung während Betriebszu-
ständen außerhalb des Normalbe-
triebs“ in die 17. BImSchV aufgenom-
men werden:
∎ Emissionen von Gesamtstaub und or-

ganischen Stoffen, angegeben als Ge-
samtkohlenstoff, sowie PCDD/F- 
Emissionen nach Anlage 1 Buchstabe 
d beim An- und Abfahren, während 
keine Abfälle verbrannt werden, sind 
in Abfallverbrennungsanlagen vom 
Betreiber auf der Grundlage von 
Messkampagnen, die während der ge-
planten An- und Abfahrbetriebs 
durchgeführt werden, alle drei Jahre 
zu bewerten und der zuständigen Be-
hörde zu berichten.

∎ Sofern vorhandene Messgeräte zur 
Überwachung der Emissionsgrenz-
werte nach § 8 Absatz 1 und 2, jeweils 
Buchstabe a und b, geeignet sind, 
kann die Bestimmung auf deren Er-
gebnissen basieren.

∎ Bei Langzeitprobenahmen nach § 18 
Absatz 6 und Absatz 8 sind Zeiträu-
me außerhalb des Normalbetriebs in 

Schwefeldioxid,
∎  für Stickstoffmonoxid und Stickstoff-

dioxid: 150 mg/m³, angegeben als 
Stickstoffdioxid.

Mit dem neu vorgesehenen Absatz 3 wird 
BVT 66 des Durchführungsbeschlusses 
(EU) 2017/2117 über die Herstellung 
von organischen Grundchemikalien um-
gesetzt: Kommen in Abfallverbrennungs- 
und -mitverbrennungsanlagen Abgase 
aus Anlagen zur Herstellung von Toluol-
diisocyanat (TDI), Methylendiphenyldii-
socyanat (MDI) oder 1,2-Dichlorethan 
und Vinylchlorid zur Verbrennung, so ist 
im Tagesmittel ein Emissionsgrenzwert 
für organische Stoffe, angegeben als Ge-
samtkohlenstoff, ausgenommen staub-
förmige organische Stoffe, von 5 mg/m³ 
einzuhalten. Gemäß dem neuen Absatz 4 
sind zudem die Emissionen an Distick-
stoffmonoxid im Abgas bei Wirbel-
schichtfeuerungen oder bei Abfallver-
brennungsanlagen, die eine selektive 
nichtkatalytische Reduktion mit Harn-
stoff verwenden, nach dem Stand der 
Technik zu mindern.

Wärmenutzung und 
Energieeffizienz
§ 13 (Wärmenutzung) wird um Rege-
lungen zur Energieeffizienz aus dem 
Durchführungsbeschluss (EU) 2019/ 
2010 erweitert. Dabei übernimmt der 
neue Absatz 2 die Regelungen der BVT 
2, wonach entweder eine Bestimmung 
des elektrischen Bruttowirkungsgra-
des, der Bruttoenergieeffizienz oder 
des Kesselwirkungsgrades der Verbren-
nungsanlage insgesamt oder für alle re-
levanten Teile der Verbrennungsanlage 
zu erfolgen hat. Bei einer neuen Ver-
brennungsanlage oder nach Änderun-
gen bestehender Anlagen, welche die 
Energieeffizienz erheblich beeinträchti-
gen könnten, ist zur Bestimmung ein 
Leistungstest bei Volllastbetrieb durch-
zuführen. Bei einer bestehenden Ver-
brennungsanlage, die keinen Leistungs-
test durchgeführt hat oder bei der eine 
Leistung unter Volllast aus technischen 
Gründen nicht erbracht werden kann, 
kann die Bestimmung unter Berück-
sichtigung der Auslegungswerte unter 

Leistungstestbedingungen erfolgen. Ab-
satz 3 setzt in Verbindung mit der neu-
en Anlage 7 (Energieeffizienz von Ab-
fallverbrennungsanlagen) die Vorgaben 
aus BVT 20 um, wonach Anlagen be-
stimmte mit BVT assoziierte Energieef-
fizienzwerte erreichen sollen. Von die-
sen Mindestanforderungen kann abge-
wichen werden, wenn die technischen 
Möglichkeiten und die Zumutbarkeit 
der Wärmenutzung bei der Verbren-
nung von gefährlichen Abfällen oder 
durch die Abgaszusammensetzung ein-
geschränkt oder nicht gegeben sind.

Kontinuierliche Messungen
§ 16 der 17. BImSchV verlangt vom An-
lagenbetreiber bestimmte Parameter 
durch kontinuierliche Messungen zu 
überwachen. Neu gefasst werden hier 
nun die Absätze 6 bis 8, wodurch:
∎ im Falle einer kontinuierlichen Mes-

sung der Massenkonzentration an 
Schwefeldioxid die Massenkonzentra-
tion an Schwefeltrioxid bei der Kalib-
rierung ermittelt und durch Berech-
nung berücksichtigt werden kann;

∎ für Quecksilber und seine Verbindun-
gen für Abfallverbrennungsanlagen, 
in denen Abfälle mit nachweislich 
niedrigem und stabilen Quecksilber-
gehalt verbrannt werden, die kontinu-
ierliche Überwachung der Emissio-
nen durch Langzeitprobenahmen er-
setzt werden kann;

∎ die Überwachung des im Jahresmit-
tel einzuhaltenden Emissionsgrenz-
werts für Quecksilber und seine Ver-
bindungen alternativ zur kontinuier-
lichen Messung durch Einsatz eines 
anderen geeigneten, validierten Ver-
fahrens, insbesondere der Langzeit-
probenahme, erfolgen kann.

Periodische Messungen
Bei der Verbrennung von Abfällen mit 
nennenswertem Bromgehalt oder beim 
Einsatz von bromhaltigen Verbindun-
gen zur Quecksilberabscheidung kann 
es zur Bildung und anschließenden 
Emission von polybromierten Dibenzo-
dioxinen und -furanen kommen. § 18 
Absatz 3 der 17. BImSchV soll – in Um-
setzung von Fußnote 6 der BVT 4 des 
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den Messbericht aufzunehmen und 
gesondert zu bewerten.

Veröffentlichungspflichten
Artikel 55 Absatz 3 der IE-Richtlinie 
legt fest, dass eine Liste der Abfallver-
brennungsanlagen oder Abfallmitver-
brennungsanlagen mit einer Nennkapa-
zität von weniger als zwei Tonnen pro 
Stunde von der zuständigen Behörde 
erstellt und der Öffentlichkeit zugäng-
lich gemacht wird. Diese Verpflichtung 
wird nun mit dem neuen § 23 Absatz 2, 
17. BImSchV-E, in nationales Recht um-
gesetzt. Demnach haben die nach Lan-
desrecht zuständigen obersten Landes-
behörden oder die von ihnen bestimm-
ten Behörden eine solche Liste zu er-
stellen und der Öffentlichkeit zur 
Verfügung zu stellen. Da der Bund die 
entsprechende Liste der Europäischen 
Kommission zu berichten hat, wird zu-
dem eine entsprechende Pflicht der 
Länder zur Übermittlung der Liste an 
das Umweltbundesamt in die Regelung 
aufgenommen.

Zulassung von Ausnahmen
Die 17. BImSchV regelt in § 24 die Zulas-
sung von Ausnahmen. Die Aarhus-Kon-
vention sieht in Artikel 6 Absatz 2 hierzu 
eine Beteiligung der Öffentlichkeit vor. 
Auch bestehen Berichtspflichten gegen-
über der Europäischen Kommission, 
weshalb § 24 entsprechend ergänzt wer-
den muss. § 24, 17. BImSchV-E, sieht da-
her vor, dass bei Ausnahmeanträgen Per-
sonen einwendungsbefugt sind, deren 
Belange durch die Ausnahme berührt 
werden, sowie Vereinigungen, welche die 
Anforderungen von § 3 Absatz 1 oder § 2 
Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsge-
setzes erfüllen. Gründe für die Zulassung 
von Ausnahmen und damit verbundener 
Auflagen sind im Genehmigungsbescheid 
oder im Zulassungsbescheid zu doku-
mentieren. Diese Informationen sind der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. 

Führen Ausnahmen, die in Überein-
stimmung mit der IE-Richtlinie zugelas-
sen werden, zu einer Berichtspflicht an 
die Europäische Kommission, so hat die 
zuständige Behörde unverzüglich dem 
BMUV eine Ausfertigung der Ausnahme-

genehmigung zur Weiterleitung an die 
Europäische Kommission zuzuleiten.

Chemikalien-Verbotsverordnung
Der Referentenentwurf enthält im Arti-
kel 2 kleinere Änderungen, die an der 
Chemikalien-Verbotsverordnung 
(ChemVerbotsV) vorgenommen wer-
den sollen. 

§ 5 Absatz 4 regelt die Ausnahmen 
von den Anforderungen bei der Abgabe 
bestimmter Stoffe und Gemische. Hier 
wird zur Klarstellung eine neue Nummer 
2 zur Abgabe von Kraftstoffen für den 
Luftverkehr an Betankungseinrichtun-
gen eingefügt. 

In Anlage 1 ChemVerbotsV sollen zu-
dem zwei Einträge gestrichen werden, 
die durch unmittelbar geltende EU-Rege-
lungen nicht mehr anwendbar sind. Dies 
betrifft die Regulierung von Pentachlor-
phenol im Rahmen der POP-Verordnung 
sowie die Beschränkung von Formalde-
hyd im Rahmen der REACH-Verordnung, 
welche über die Verordnung (EU) 2023/ 
1464 (ABl. L 180 vom 17. Juli 2023, S. 12) 
am 6. August 2023 in Kraft getreten ist.

Handlungsbedarf
Die Vorgaben zur BVT aus Durchfüh-
rungsbeschlüssen der Europäischen 
Kommission sind innerhalb von vier 
Jahren in nationales Recht zu überfüh-
ren. Der Großteil der geplanten Ände-
rungen dient der Umsetzung von Vorga-
ben aus dem Durchführungsbeschluss 
(EU) 2019/2010 über Schlussfolgerun-
gen zu den besten verfügbaren Techni-
ken (BVT) in Bezug auf die Abfallver-
brennung. Hier läuft die Umsetzungs-
frist im Dezember 2023 ab. An einer 
Anpassung der 17. BImSchV führt also 
kein Weg vorbei.

Anke Schumacher
Informationsdienst für Natur-  
und Umweltschutrz Tübingen

Neue EU-Grenzwerte 
für Formaldehyd
Die EU-Kommission hat neue Grenzwerte 
für den krebserregenden Stoff Formalde-
hyd in einer Reihe von Konsumgütern 
festgelegt. Die „Verordnung (EU) 2023/ 
1464 der Kommission vom 14. Juli 2023 
zur Änderung des Anhangs XVII der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1907/2006 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates hinsicht-
lich Formaldehyd und Formaldehydab-
spaltern“ wurde am 17. Juli 2023 im 
EU-Amtsblatt veröffentlicht.

Formaldehyd hat bekanntermaßen krebs-
erregende und erbgutverändernde Eigen-
schaften und kann als Giftstoff und Haut-
sensibilisator wirken. Es wird hauptsäch-
lich bei der Herstellung von Harzen, Ther-
moplasten und anderen Chemikalien 
verwendet. Diese finden z.B. Verwendung 
in Konsumgütern, etwa bei der Herstel-
lung von Möbeln und Fußböden auf Holz-
basis, die für die Verbraucher die Haupt-
quelle für Formaldehydemissionen in der 
Innenraumluft darstellen. Formaldehyd 
wird auch in Textil- und Lederprodukten, 
Fahrzeug- und Flugzeugteilen sowie in 
Schaumstoffen, Kunststoffen und synthe-
tischen Glasfasern verwendet.

Grenzwert
Die neuen Vorschriften legen einen Grenz-
wert von 0,062 mg/m³ Formaldehyd in 
der Innenraumluft für für Möbel und Er-
zeugnisse auf Holzwerkstoffbasis. 

Für alle anderen Artikel wie Textilien, 
Leder, Kunststoffe, Baumaterialien oder 
elektronische Produkte gilt ein Grenzwert 
von 0,08 mg/m³.

Umsetzungszeitraum für Hersteller
Die Hersteller von Erzeugnissen, in denen 
Formaldehyd verwendet wird, haben 36 
Monate Zeit, um die neuen Vorschriften 
einzuhalten. Damit bleibt den Beteiligten 
genügend Zeit, um die Beschränkungsvor-
schriften umzusetzen, einschlägige Analy-
semethoden zur Prüfung der Formaldehy-

STOFFRECHT


